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Nach der Öffnung des Eisernen Vor-
hangs 1989 haben sich für Stuttgart
im Rahmen der Wanderungsverflech-
tungen völlig neue Quell- und Zielge-
biete sowohl in den neuen Bundes-
ländern als auch in den Staaten des
ehemaligen Ostblocks erschlossen.

Seit November 1989 sind 755 141 Per-
sonen nach Stuttgart zugezogen,
748 222 Personen haben die Stadt im
gleichen Zeitraum verlassen. Per Saldo
hat die Landeshauptstadt aus diesen
Wanderungsbewegungen gerade mal
6919 Einwohner gewonnen – das sind
nicht einmal ein Prozent der Zuzüge!
Vom Volumen her betrachtet domi-
nieren noch immer die traditionellen
Quellen und Ziele, wie die ehemaligen
Anwerbeländer ausländischer Arbeit-
nehmer oder die Länder der Europäi-
schen Union. Betrachtet man aber nur
die Salden, treten die Länder Osteuro-
pas (Gewinn von 21,0 % der Zuzüge)
oder die neuen Bundesländer (Ge-
winn von 49,9 % der Zuzüge) mit
hohen Wanderungsgewinnen für
Stuttgart hervor (vgl. Abbildung 1 mit
den aggregierten Salden 1989 bis
2006).

In der Abbildung 2 sind die Salden für
den Zeitraum ab dem zweiten Halb-
jahr 1989 für alle Wanderungsver-
flechtungen und für Quellen und Ziele
in der ehemaligen DDR (ohne Ostber-
lin) nach Berichtsjahren dargestellt.
Der Gesamtsaldo wird im Betrach-
tungszeitraum nicht nur von der Öff-
nung nach Osten, sondern auch vom
Bürgerkrieg im ehemaligen Jugosla-
wien geprägt. Im Zweiten Halbjahr
1991 führen die starken Zuzüge aus
Jugoslawien zu einem enormen
Anstieg der Wanderungsgewinne und
im Zeitraum ab dem zweiten Halbjahr
1993 hat die Rückwanderung eine
negative Bilanz zur Folge. Ab 1999 lie-
gen die Wanderungsgewinne wieder
im positiven Bereich. Eine der Ursa-
chen dürfte das bessere Arbeitsplatz-
angebot in der Region Stuttgart im
Vergleich zum übrigen Deutschland
sein. Der negative Ausschlag 2002

resultiert aus nachträglich gebuchten
Abmeldungen im Melderegister. Ob
das Jahr 2006 einen negativen Zyklus
einleiten wird, ist heute noch nicht zu
beantworten.

Seit dem Fall des Eisernen Vorhangs
1989 hat Stuttgart 18 615 Einwohner
aus den neuen Bundesländern ge-
wonnen. Etwa ein Drittel der Bewe-
gungen entfällt allein auf das Bundes-
land Sachsen. Die Bilanzkurve mit den
Bundesländern des Beitrittsgebiets

verläuft nicht so spektakulär, zeigt
aber auch eine zyklische Entwicklung.
Gleich nach der Wende werden die
höchsten Bilanzgewinne registriert. In
den Jahren 1993 bis 1996 ist die
Bilanz fast ausgeglichen und sogar
teilweise negativ. Doch bereits gegen
Ende der 90er-Jahre steigen die
Gewinne wieder, um im Jahr 2001
einen neuen Höchststand zu errei-
chen. Seither sinken die Gewinne
leicht und nähern sich einer ausgegli-
chenen Bilanz.
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Zum Jahresende 2005 wurden im
Stadtkreis Stuttgart 54 191 vollende-
te oder versuchte Straftaten gezählt
und von der Polizei 24 323 Tatver-
dächtigte ermittelt, wobei Mehr-
fachtäter nur einmal gezählt werden.
Rein rechnerisch ergibt dies 2,2
Straftaten pro ermittelten Tatverdäch-
tigten. Grundlage für die Daten ist die
polizeiliche Kriminalitätsstatistik (PKS).
Diese ist eine Statistik der polizeilich
bekannt gewordenen Delikte und Tat-
verdächtigen (ohne Dunkelfeld). Die
Informationen zu den Straftaten und
Tatverdächtigten im regionalen Ver-
gleich werden, wie die Zahlen zu
Stuttgart und den Großstädten, im
kommunalen Informationssystem
KOMUNIS des Statistischen Amtes
geführt.

Die baden-württembergische Landes-
hauptstadt ist im Jahr 2005 mit 9175
Straftaten pro 100 000 Einwohner
(andere Lesart: 92 auf 1000) eine der
sichersten Großstädte in der Republik,
aber im Regionalvergleich liegt dieses
Zahlenverhältnis trotzdem etwa dop-
pelt so hoch wie in der Region ohne

Stuttgart (4456) und im Land (5773).
Ein gutes Drittel (37 %) der insgesamt
146 568 ermittelten Straftaten in der
Region ereignete sich 2005 im Stadt-
kreis Stuttgart und auch gut jeder Drit-
te (38 %) der 64 141 Tatverdächtigen
in der Region wurde in der Landes-
hauptstadt Stuttgart, dem Zentrum
der Region, ermittelt. Da jedoch „nur“
jeder vierte der 2,6 Mio. Einwohner
der Region in Stuttgart wohnt, ist der
Anteil der Straftaten und Tatverdäch-
tigen in der Landeshauptstadt an den
Straftaten und Tatverdächtigen der
Region insgesamt deutlich höher. Dies
liegt jedoch wesentlich daran, dass die
Straftaten auch gar nicht alle von in
Stuttgart wohnenden Tatverdächtigen
begangen werden, weshalb dieser
Vergleich leicht zu einem Fehlschluss
führen kann. Tatsache ist freilich, dass
Stuttgart als Kernstadt in der Region
in einer Art Sogwirkung absolut deut-
lich mehr Kriminalitätsgeschehen
anzieht als dies anderswo in der Regi-
on der Fall ist. Diese „Transitkrimina-
lität“ im Stadtkreis Stuttgart macht
einen beträchtlichen Teil der Strafta-
ten und Tatverdächtigen aus.

Zwar ist seit dem Jahr 2000 die Zahl
der Straftaten in Stuttgart von damals
53 077 um 2,1 Prozent auf 54 191
Straftaten im Jahr 2005 gestiegen,
jedoch im gleichen Zeitraum erheblich
geringer als in der gesamten Region
Stuttgart von 134 688 um + 8,8 Pro-
zent auf 146 568 Tatverdächtige
beziehungsweise in der Region ohne
Stuttgart von 81 611 um sogar + 13,2
Prozent auf 92 377 Tatverdächtige.

Die 2005er-Zahlen sprechen für die
Landeshauptstadt eine klare Sprache:
Jede vierte einer Tat verdächtigten
Person ist eine Frau und das heißt
umgekehrt auch, dass drei von vier
Tatverdächtigen im Stadtkreis Stutt-
gart Männer sind. Damit liegt Stutt-
gart beim Männeranteil leicht über
den Landkreisen der Region, aber im
Landesdurchschnitt. Deutlich wird
aber auch, dass Kriminalität über-
wiegend ein Männerproblem ist. Vier
von zehn ermittelten Tatverdächtigen
in der Landeshauptstadt haben kei-
nen deutschen Pass. Das sind pro-
zentual deutlich mehr ausländische
Tatverdächtige als in den Landkreisen

Kurzbericht
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Jede dritte Straftat in der Region Stuttgart ereignete sich 2005 in der Landeshauptstadt
Robert Gunderlach

14 bis 18 18 bis 21
21 und

älter

Stuttgart 54 191 9 175 33 377 62 24 323 9 676 5 788 2 369 2 648 18 466

Region Stuttgart 146 568 5 503 88 709 61 64 141 22 156 14 543 7 160 6 597 47 400

Landkreise

   Böblingen 18 673 5 018 12 352 66 7 790 2 613 1 586  903  737 5 743

   Esslingen 23 247 4 531 13 078 56 9 737 3 088 2 113 1 089  920 7 215

   Göppingen 11 436 4 424 7 725 68 5 120 1 409 1 209  647  546 3 612

   Ludwigsburg 22 557 4 407 12 398 55 9 365 3 098 2 106 1 213  906 6 781

   Rems-Murr-Kreis 16 464 3 944 9 779 59 7 806 2 272 1 741  939  840 5 583

Region ohne Stuttgart 92 377 4 456 55 332 60 39 818 12 480 8 755 4 791 3 949 28 934

Baden-Württemberg 618 764 5 773 372 069 60 252 028 75 346 59 638 31 857 26 944 180 528

1  Vollendete oder versuchte Straftaten.
2  Mehrfachtatverdächtige werden nur einmal gezählt.

Quelle: Landeskriminalamt Baden-Württemberg
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Tabelle 1: Kriminalität im Regionalvergleich 2005



der Region (28 - 34 %) und im Land
(35 %). Folgt man der altersmäßigen
Unterscheidung, so ist zu sehen, dass
rund neun von zehn Tatverdächtigen
im Stadtkreis Stuttgart erwachsen
sind, darunter einer dieser neun Tat-
verdächtigen ein Heranwachsender
im Alter von 18 bis 20 Jahren. Jeder
zehnte Tatverdächtige war 2005 im
jugendlichen Alter von 14 bis 17 Jah-
ren. Damit ist der Anteil der Jugendli-
chen unter den Tatverdächtigen ins-
gesamt in Stuttgart gegenüber den
Landkreisen der Region und dem Land
geringfügig geringer oder anders aus-
gedrückt: In den Nachbarkreisen der
Region wie auch im Land ist der Anteil
der jugendlichen Tatverdächtigen der
Altersgruppe der 14- bis 17-Jährigen
an allen Tatverdächtigten etwas höher
als in Stuttgart. Dies hängt auch mit
der etwas anderen Altersstruktur
zusammen.

Die Aufklärungsquote 2005 im Stadt-
kreis Stuttgart ist mit 62 Prozent bun-
desweit mit an der Spitze unter den
Großstädten, leicht höher als in der
Region mit (61 %) und ohne (60 %)
Stuttgart sowie im Land (60 %). Aller-
dings ist in den Landkreisen Göppin-
gen (68 %) und Böblingen (66 %) die
Aufklärungsquote merklich höher als
in der Kernstadt der Region. Dennoch
ist die Sicherheitslage in der Landes-

hauptstadt unter anderem deshalb so
erfreulich, weil die Gesetzesbrecher in
Stuttgart aufgrund der strikten poli-
zeilichen Arbeit konsequent zurück

gedrängt werden konnten. Dies steht
im Einklang mit der Entwicklung der
„objektiven“ Kriminalitätslage, die
sich seit den 90er-Jahren durch eine
Abnahme der Kriminalitätszahlen und
eine höhere Aufklärungsquote deut-
lich verbessert hat. Und dies hat sich
auch auf das „subjektive“ Sicher-
heitsgefühl ausgewirkt, welches in
den letzten Jahren laut Stuttgarter
Bürgerumfrage in den Augen der
Stuttgarter Bürgerinnen und Bürger
nachdrücklich gestiegen ist. Wesent-
lich dazu beigetragen haben die
umfangreichen Bemühungen zur Ver-
besserung der öffentlichen Sicherheit
durch die kommunale Kriminal-
prävention seitens der Kommunalpo-
litik, der Stadtverwaltung und der Poli-
zei. Beispiele sind: Initiative „Sicheres
und Sauberes Stuttgart“, Sicherheits-
beiräte in den Stadtbezirken, Sicher-
heitspatenschaften, Videoüberwa-
chung usw. Man darf gespannt sein,
wie sich das Jahr der Fußballweltmeis-
terschaft 2006 auf die statistische Kri-
minalitätswirklichkeit in Stuttgart aus-
wirkt!
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14 bis 18 18 bis 21
21 und

älter

Stuttgart 24 323 40 24 10 11 76

Region Stuttgart 64 141 35 23 11 10 74

Landkreise

   Böblingen 7 790 34 20 12 9 74

   Esslingen 9 737 32 22 11 9 74

   Göppingen 5 120 28 24 13 11 71

   Ludwigsburg 9 365 33 22 13 10 72

   Rems-Murr-Kreis 7 806 29 22 12 11 72

Region ohne Stuttgart 39 818 31 22 12 10 73

Baden-Württemberg 252 028 30 24 13 11 72

1  Mehrfachtatverdächtige werden nur einmal gezählt.

Quelle: Landeskriminalamt Baden-Württemberg
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Seit langen Jahren geht die Zahl der Mitglieder in den beiden großen christli-
chen Volkskirchen zurück. Mit dem Rückgang der Mitgliedszahlen reduziert
sich nicht nur das Potential der sonntäglichen Gottesdienstbesucher oder der
ehrenamtlich tätigen Personen für sozial-caritative Aufgaben, sondern auch
das Kirchensteuer- und Spendenaufkommen. Die Finanzierung der von den
Kirchen getragenen Infrastruktur ist damit mehr und mehr gefährdet, obgleich
in den aktuell schwierigen wirtschaftlichen Zeiten die kirchlichen Dienste und
Einrichtungen verstärkt nachgefragt werden. Aufgrund leerer öffentlicher Kas-
sen kann eine höhere Bezuschussung der bislang von den Kirchen getragenen
Aufgaben durch Bund, Land und Kommune kaum erwartet werden.

Nachhaltig wirksame Strategien zur Reduzierung der Ausgaben bezie-
hungsweise zur Effektivierung der kirchlichen Aufgaben setzen umfassende
Kenntnisse über Struktur und Entwicklung der Mitglieder, über Ursachen und
Wirkungen des Mitgliederrückganges voraus. Allerdings sind die für analy-
tische und prognostische Zwecke erforderlichen Basisdaten zumindest über
die Mitgliederstruktur und -entwicklung in den beiden großen Volkskirchen
kaum aufbereitet. Mit der Erschließung der kommunalen Einwohnerstatistik
nach dem im Melderegister gespeicherten Merkmal „rechtliche Zugehörig-
keit zu einer Religionsgesellschaft“ kann jedoch die Entwicklung und Struk-
tur der Mitglieder im direkten Vergleich zwischen den beiden christlichen
Volkskirchen und im Vergleich zu den Einwohnern, die keiner oder einer sons-
tigen Religionsgesellschaft angehören, analysiert werden.

In der vorliegenden Untersuchung wird die Entwicklung der Kirchenmitglie-
der am Beispiel der Landeshauptstadt Stuttgart und über einen Zeitraum von
1975 bis 2005 untersucht. Im Blickpunkt steht dabei der demografische Wan-
del der Kirchenmitglieder. Der demografische Wandel betrifft die Kirchen
dabei in doppelter Weise, da sich die Kirchen auf eine älter werdende, auf
sozial-caritative Dienste angewiesene Bevölkerung als Nachfrager einstellen
muss, gleichzeitig aber der demografische Wandel ein endogener Prozess in
den Kirchen selbst darstellt und dieser demografische Wandel unter den Kir-
chenmitgliedern deutlich dramatischer verläuft als in der Gesamtbevölke-
rung.

Wachsende Aufgaben bei sinkenden Mitgliederzahlen

Der langjährige und kontinuierliche Rückgang der Zahl der Kirchenmitglieder, der
demografische Wandel in der Bevölkerung, die anhaltend schwache Konjunktur, die
leeren Kassen von Bund, Ländern und Kommunen, aber auch Änderungen in der
Gesetzgebung, bewirken starke Einnahmeverluste bei den Kirchen. Besonders
schwierig ist die Lage der Kirchen in den Großstädten Deutschlands: Hier wirkt sich
der demografische Wandel besonders stark aus, die sozialen Probleme konzentrie-
ren sich in besonderer Weise und die Bindung der Bevölkerung an die Kirche bezie-
hungsweise Kirchengemeinde ist besonders stark in Auflösung begriffen. So liegt

Der demografische Wandel verläuft
unter den Kirchenmitgliedern dramati-
scher als in der Gesamtbevölkerung
und ist in Großstädten besonders stark
ausgeprägt

Bislang sind nur wenig Informationen
über Struktur und Entwicklung der
Kirchenmitglieder sowie Ursache und
Wirkung des Mitgliederrückganges
vorhanden

Mitgliederrückgang in den beiden
großen christlichen Kirchen gefährdet
Aufrechterhaltung kirchlicher Dienste
und Einrichtungen

Kirchen im demographischen Wandel am Beispiel
der Landeshauptstadt Stuttgart1

Joachim Eicken
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der Anteil der Einwohner, die der evangelischen oder katholischen Kirche angehören,
in Großstädten wie München bei 56 Prozent und in Frankfurt sogar nur bei 48 Pro-
zent. Auch Stuttgart, als einer traditionell protestantisch geprägten Großstadt, ist
von dem Mitgliederschwund der beiden christlichen Kirchen nicht verschont geblie-
ben: Nur noch 57 Prozent der gemeldeten Einwohner gehören einer der beiden
großen christlichen Volkskirchen an. Ein solcher Rückgang hat unmittelbare finanzi-
elle Auswirkungen: So standen in Stuttgart der evangelischen Kirche anstelle von
26,5 Millionen Euro im Jahr 1991 beziehungsweise 30,4 Millionen Euro im Jahr 1993
im Haushaltsjahr 2004 nur noch 21 Millionen Euro an Kirchensteuerzuweisungen
zur Verfügung.

Informations- und Planungsgrundlagen der Kirchen

Die beiden großen Volkskirchen üben als „Dienstleistungsunternehmen“ zwar
höchst wichtige gesellschaftliche Funktionen aus, besitzen jedoch vergleichsweise
nur wenige Informationen über ihre Mitglieder beziehungsweise ihre „Kunden“.
Dies liegt unter anderem daran, dass die Kirchensteuer von den Finanzämtern ein-
gezogen wird und die Meldungen über Umzüge, Personenstandsänderungen wie
auch Kirchenaustritte im kommunalen Meldewesen verbucht werden. Die Kirchen
erhalten davon Mitteilungen und Dateiabzüge, allerdings werden diese Informati-
onsquellen nur bedingt für statistische Zwecke aufbereitet und genutzt.

Eine systematische Aufbereitung und Nutzung von Mitglieder- und Kundendateien
ist Voraussetzung, um strategische Informationen über Zusammensetzung und Wan-
del der Mitglieder beziehungsweise Steuerzahler, aber auch der Nutzer kirchlicher
Einrichtungen und Dienstleistungen zu gewinnen. Nur mit solch strategischen Infor-
mationen lässt sich in Zeiten schrumpfender finanzieller Ressourcen bei gleichzeitig
wachsenden Aufgaben eine Optimierung der kirchlichen Unternehmen und „Toch-
tergesellschaften“ wie auch deren Standorte beziehungsweise Kirchengemeinden
erreichen.

Seit der Volkszählung 1987 werden auch seitens der Amtlichen Statistik keine statis-
tisch abgesicherten Informationen zur Religionszugehörigkeit im Rahmen amtlicher
Erhebungen (z.B. Mikrozensus) mehr erhoben und aufbereitet. Damit kann auch die
Amtliche Statistik keine statistisch abgesicherten und wissenschaftlich fundierten
Datengrundlagen und Analysen zur Struktur und Entwicklung der Religionszu-
gehörigkeit in Deutschland zur Verfügung stellen.

Kommunale Einwohnerstatistik als Informations- und Planungsgrundlage

Als eine wichtige, bislang jedoch kaum genutzte Daten- und Informationsgrundla-
ge für alle Aufgaben der kommunalen Daseinsvorsorge können die Statistikabzüge
der kommunalen Einwohnermelderegister genutzt werden: Für die als Körperschaft
des öffentlichen Rechts anerkannten Religionsgesellschaften wird bei der Anmel-
dung eines Einwohners neben den Angaben zu Name, Adresse, Geburtsdatum,
Familienstand u.ä. auch die Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen Religions-
gesellschaft erhoben und fortgeschrieben. Die im Melderegister gespeicherten Daten
werden nach § 18 MRRG - in Verbindung mit der Kommunalstatistiksatzung - für
statistische Analysen in die landeseinheitlichen, anonymisierten Einwohnerstatis-
tikdateien übernommen. Diese Statistikdateien aus dem Meldewesen beinhalten
damit auch das Merkmal „Rechtliche Zugehörigkeit zu einer öffentlich-rechtlichen
Religionsgesellschaft“ und können so in Kombination mit anderen Merkmalen der
Einwohnerstatistik wie zum Beispiel Alter, Geschlecht und/oder Staatsangehörigkeit
auf kommunaler Ebene aufbereitet und analysiert werden.

Als evangelisch gelten in Baden-Württemberg Personen, die der evangelischen Lan-
deskirche angehören sowie Angehörige der folgenden Religionsgesellschaften:

Auf kommunaler Ebene können Ein-
wohnerregister ausgewertet werden.
Das Merkmal „rechtliche Zugehörigkeit
zu einer öffentlich rechtlichen Religi-
onsgesellschaft" wird bei der Anmel-
dung erhoben und ist in Verbindung
mit anderen demografischen Merkma-
len auswertbar

Auch die amtliche Statistik stellt keine
Informationen über die Religionszuge-
hörigkeit in Deutschland zur Verfügung

Eine umfassend aufbereitbare Datenba-
sis über Mitglieder und Kunden ist Vor-
aussetzung, um nachhaltige Planung
betreiben zu können
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„evangelisch-lutherisch“, „evangelisch-reformiert“ sowie „französisch-reformiert“.
Als römisch-katholisch werden nur Angehörige der römisch-katholischen Kirche aus-
gewiesen. Eine Differenzierung der Personen, die einer sonstigen oder keiner öffent-
lich-rechtlichen Religionsgesellschaft angehören, nach anderen Religionen, insbe-
sondere Islam, ist nicht möglich. Da der Islam in Deutschland nicht zu den
öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaften gehört, wird für Angehörige des Islams
auch keine Kirchensteuer erhoben und somit existiert auch keine Rechtsgrundlage,
die „Zugehörigkeit zum Islam“ im Melderegister zu speichern und statistisch aus-
zuwerten. Deren Zahl kann nur qualifiziert geschätzt werden2.

Entwicklung der Mitgliederzahlen der beiden Volkskirchen

Die Zahl der mit Haupt- oder Nebenwohnsitz in Stuttgart gemeldeten Einwohner ist
in den vergangenen Jahrzehnten stark zurückgegangen. Lebten 1975 noch knapp
630 000 wohnberechtigte Einwohner in Stuttgart, so sind es mittlerweile nur noch
rund 590 000 Einwohner (- 6 %). Als Ursachen dieser in Abbildung 1 dargestellten
Entwicklung sind unter anderem die konjunkturabhängigen, die politisch bedingten
und die wohnungsmarktbezogenen Wanderungsströme, aber auch der seit Ende
der 60er-Jahre drastische Geburtenrückgang zu nennen.

Im Jahr 1975 gehörten knapp 50 Prozent der Einwohner der evangelischen und 32
Prozent der römisch-katholischen Kirche an. „Nur“ 19 Prozent gehörten einer sons-
tigen Religionsgesellschaft an oder waren konfessionslos (Tabelle vgl. Anhang).

Die Entwicklung der Mitgliederzahlen bei den beiden großen christlichen Religions-
gesellschaften - ermittelt aus der Zahl der wohnberechtigten Einwohner - verlief in
diesem Zeitraum deutlich dramatischer als dies die allgemeine Einwohnerentwick-
lung erwarten ließe: Einen überproportionalen Mitgliederschwund hat die evange-
lische Kirche zu verzeichnen. Deren Mitgliederzahl ist innerhalb von 30 Jahren um
40 Prozent zurückgegangen. Nicht ganz so dramatisch verlief der Verlust bei der
römisch-katholischen Kirche, deren Mitgliederzahl sich „nur“ um knapp ein Viertel
reduziert hat.

1975 gehörten knapp 50 % der Bevöl-
kerung der evangelischen Kirche an,
32 % waren katholisch und nur 19 %
waren einer sonstigen oder keiner Reli-
gionsgesellschaft zuzurechen

Die Zahl der Einwohner in Stuttgart ist
zwischen 1975 und 2005 um 6 %
gesunken
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Abbildung 1: Einwohnerentwicklung
in Stuttgart 1975 bis 2005

Analysiert wird die rechtliche Zuge-
hörigkeit der Bevölkerung zu einer der
beiden großen Volkskirchen und - kom-
plementär dazu - der Bevölkerung, die
einer sonstigen oder keiner Religionsge-
sellschaft angehören

Die beiden Kirchen haben in den ver-
gangenen 30 Jahren überdurchschnitt-
lich viele Mitglieder verloren: evangeli-
sche Kirche: - 40 %, katholische Kirche
- 25 %
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Mehr als verdoppelt hat sich in den vergangenen 30 Jahren demgegenüber die Zahl
der Personen, die zu keiner der beiden großen christlichen Religionsgesellschaften
gehören. So ist dieser Personenkreis mit 43 Prozent inzwischen deutlich größer als
der Kreis der Personen, die der römisch-katholischen Kirche angehören (26 Prozent)
und auch größer als der Kreis der Personen, die - in der protestantisch geprägten
Stadt Stuttgart – Mitglieder der evangelischen Kirche (31 Prozent) sind.

Der Rückgang der Mitgliederzahlen der beiden Kirchen konzentriert sich nicht auf
eine bestimmte zeitliche Phase. Abbildung 4 zeigt vielmehr, dass es sich hierbei um
einen langjährigen kontinuierlichen Prozess handelt, von dem besonders stark die
evangelische Kirche betroffen ist. Auch ist aus der bisherigen Entwicklung eine Ten-
denz zur Abschwächung oder gar Stagnation des Schrumpfungsprozesses bislang
nicht zu erkennen. Selbst in den Jahren 1988 bis 1992, als in Stuttgart eine Ein-
wohnerzunahme zu verzeichnen war, hat sich der Rückgang der Mitgliederzahlen
der evangelischen wie auch der römisch-katholischen Kirche kontinuierlich fortge-
setzt. Die damalige Zunahme an Einwohnern hat fast ausschließlich eine Erhöhung
der Zahl der Personen, die keiner der beiden großen christlichen Religionsgesell-
schaften zugehören, bewirkt.

Aus der bisherigen Entwicklung ist
keine Tendenz zur Abschwächung
oder Stagnation des Rückgangs zu
erkennen

Die Zahl der Einwohner ohne
Zugehörigkeit zu einer der beiden
Volkskirchen hat sich in diesem Zeit-
raum mehr als verdoppelt (+114 %)
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Abbildung 2: Einwohner in Stuttgart
nach Religionszugehörigkeit in den
Jahren 1975 und 2005

Einwohner

1975 77 79 81 83 85 87 89 91 93 95 97 99 01 03 2005
0

50 000

100 000

150 000

200 000

250 000

300 000

350 000

Evangelisch

Römisch-katholisch

Sonstige/keine Religionszugehörigkeit

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 3: Einwohnerentwicklung
nach Religionszugehörigkeit in
Stuttgart 1975 bis 2005



178

Hauptbeiträge Statistik und Informationsmanagement, Monatsheft 7/2006

Ausländische Einwohner nach Religionszugehörigkeit

Die hohe Zunahme der keiner oder einer sonstigen Religionsgesellschaft angehören-
den Personen kann durch die Zunahme ausländischer Einwohner, durch den Zuzug
von Einwohnern, die keiner der beiden Volkskirchen angehören – insbesondere aus
den neuen Bundesländern wie auch aus osteuropäischen Ländern, aber auch durch
eine nachlassende Bindung der Bevölkerung an eine der beiden großen christlichen
Volkskirchen erklärt werden. Waren vor 30 Jahren 96 909 ausländische Einwohner
in dieser Stadt gemeldet, so hat sich deren Anzahl durch Nachzug von Familienan-
gehörigen, Geburtenüberschuss u.a. gegenüber 1975 auf zwischenzeitlich 129 904
Einwohner und damit um 34 Prozent erhöht. Die Zunahme der Zahl ausländischer
Einwohner war mit einer nachhaltigen Veränderung in der Religionszugehörigkeit
verbunden. Gehörten im Jahr 1975 noch jeweils knapp die Hälfte dieser ausländi-
schen Einwohner der katholischen Kirche an bzw. keiner der beiden christlichen
Volkskirchen, so hat sich durch einen deutlichen Wanderungsgewinn an ausländi-
schen Einwohnern, die aus moslemisch geprägten Ländern (insbesondere aus der
Türkei) stammen, wie aber auch durch einen Geburtenüberschuss bei dieser Bevöl-
kerungsgruppe die Zahl der ausländischen Einwohner ohne Bindung an eine der bei-
den christlichen Volkskirchen nahezu verdoppelt. Gleichzeitig ist die Zahl der aus-
ländischen Einwohner, die der römisch-katholischen Kirche angehören, insbesondere
durch Rückwanderung in ihre Heimatländer (insbesondere Spanien, Italien, Kroati-
en) um knapp 20 Prozent gesunken. Inzwischen gehören mehr als zwei Drittel aller
ausländischen Einwohnern einer sonstigen oder keiner (christlichen) Religionsge-
sellschaft an.

Komponenten der Mitgliederentwicklung

Die veränderte Zusammensetzung der Stuttgarter Einwohner nach ihrer Religions-
zugehörigkeit ist vielschichtig und die Veränderung dieser Zusammensetzung kann
nicht allein mit der Zunahme ausländischer Einwohner erklärt werden. Im Folgen-
den sollen am Beispiel der evangelischen Kirche drei Komponentenpaare der Mit-
gliederentwicklung aufgezeigt und quantifiziert werden:

So wird die Mitgliederentwicklung bestimmt durch folgende Komponentenpaare:
- Taufen und Beerdigungen („natürliche Komponente“)
- Zuzüge und Wegzüge („räumliche Komponente“)
- Aufnahmen und Austritte („verhaltensbezogene Komponente“)

Zu dem Gesamtrückgang in Höhe von 45 500 Mitgliedern im Zeitraum 1993 bis
2005 (eine längere Zeitreihe liegt leider nicht vor) tragen alle drei Komponenten-
paare durch ein negatives Saldo bei.

So sind im Zeitraum 1993 bis 2005 insgesamt 21 000 Mitglieder aus der evangeli-
schen Kirche ausgetreten, aber nur 3500 neue Mitglieder konnten gewonnen wer-
den, sodass sich ein negatives Aus-/Eintrittssaldo in Höhe von 17 500 Mitgliedern
ergibt.

Im genannten Zeitraum ist auch ein deutlicher Sterbe-/ Beerdigungsüberschuss zu
konstatieren. Zu berücksichtigen ist dabei allerdings, dass die Zahl der Taufen und
Beerdigungen beziehungsweise Sterbefälle von den Kirchen nicht nach dem Wohn-
ortprinzip erhoben beziehungsweise aufbereitet werden (kirchliche Bestattungen
und Taufen sind nicht an den Wohnort gebunden). Gleichwohl lässt sich aus den
vorliegenden Zahlen ermitteln, dass in der evangelischen Kirche insgesamt 19 000
evangelische Einwohner mehr verstorben sind als getauft wurden. Der durch Ster-
befälle ausgelöste Mitgliederschwund wird infolge des Geburtenrückganges bei
gleichzeitig verändertem Taufverhalten also nicht durch eine ähnlich hohe Zahl an
Taufen kompensiert.

Alle drei Komponentenpaare weisen für
die evangelische Kirche ein negatives
Saldo auf

Mitgliederentwicklung wird bestimmt
durch: - Taufen und Beerdigungen

- Zuzüge und Wegzüge
- Aufnahmen und Austritte

1975 gehörte noch jeder zweite auslän-
dische Einwohner der römisch-katholi-
schen Kirche an, 2005 sind nur noch
knapp 30 % der ausländischen Einwoh-
ner römisch-katholisch
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Im Zeitraum 1993 bis 2005 sind per Saldo insgesamt 17 000 Einwohner aus Stutt-
gart abgewandert. Wird dieser Wanderungsverlust differenziert nach der Religions-
zugehörigkeit, so zeigt sich, dass bei der evangelischen Bevölkerung in diesem Zeit-
raum ein Wanderungsverlust von 9000 Einwohnern, bei der katholische Bevölkerung
ein Wanderungsverlust von 8500 Einwohnern zu verzeichnen ist, während die Wan-
derungsbilanz der Einwohner, die keiner oder einer sonstigen Religionsgesellschaft
angehören, in diesem Zeitraum ausgeglichen ist. Damit verstärkt das Wanderungs-
verhalten den ohnehin vorhandenen Erosionsprozess in den beiden Volkskirchen
infolge von Austritten und negativer Tauf-/Beerdigungsbilanz.

Dies bedeutet, dass der Rückgang der Kirchenmitglieder in der evangelischen Kir-
che nicht allein und nicht primär auf Austritte, sondern in ähnlich hohem Umfang
auch auf einen negativen Tauf- und Beerdigungssaldo sowie auf einem negativen
Wanderungsverhalten zurückzuführen ist. Die Ein-/Austrittsbilanz erklärt im Zeitraum
1993 bis 2004 39 Prozent, die Tauf- /Sterbebilanz 41 Prozent und die Wande-
rungsbilanz 20 Prozent des Mitgliederrückgangs in der evangelischen Kirche Stutt-
gart.

Für die römisch-katholische Kirche liegen zur Zeit keine exakten Daten über die Zahl
der Taufen und Eintritte vor, sodass eine analoge Quantifizierung der Komponenten
zur Mitgliederentwicklung in der römisch-katholischen Kirche nicht durchgeführt
werden kann.

Exkurs:
Austritte aus der evangelischen und römisch-katholischen Kirche nach Alter

Über die Struktur der aus der Kirche ausgetretenen Mitglieder lagen bisher keine
fundierten Informationen vor. Im Rahmen der Untersuchungen des Statistischen
Amtes zur Entwicklung der Religionszugehörigkeit in Stuttgart wurde erstmals durch
einen Bestandsvergleich auf der Basis anonymisierter Einzeldatenbestände die Ände-
rung der Religionszugehörigkeit der Einwohner nachvollzogen. Zwar werden bei
einem solchen Bestandsvergleich die Austritte der Personen erfasst, die im gleichen
Jahr aus der Stadt wegziehen, dennoch können durch diesen Bestandsvergleich
bereits wichtige Hinweise gewonnen werden, in welchen Altersjahren eine beson-
ders hohe Bereitschaft in der Bevölkerung besteht, die Kirche zu verlassen. Die Ergeb-

Der Rückgang in der evangelischen Kir-
che wird zu 41 % durch ein Tauf-/Ster-
bedefizit, 39 % durch ein Ein-/Austritts-
defizit und 20 % durch ein Zu-/Weg-
zugsdefizit erklärt
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Abbildung 4: Komponenten der
Mitgliederentwicklung in der evangeli-
schen Kirche in Stuttgart 1993 bis 2005
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nisse zeigen, dass die meisten Austritte von Männern und Frauen im Alter zwischen
20 und 40 Jahren vollzogen werden, wobei ein deutlicher Männerüberschuss zu kon-
statieren ist. Im Alter zwischen 50 und 60 Jahren reduziert sich das Austrittsvolumen
stark; allerdings überwiegend unter den Einwohnern, die in diesem Alter die Kirche
verlassen, in leichtem aber dennoch signifikantem Umfang die Frauen. Diese Beob-
achtung gilt dabei für die evangelische Kirche wie auch für die römisch-katholische
Kirche.

Um trotz der unterschiedlichen Besetzung der einzelnen Altersjahre (vgl. Alterspy-
ramide) Aussagen über die Austrittswahrscheinlichkeit machen zu können, werden
pro Jahr die altersspezifischen Austritte aus einer Kirche in Relation zum Mitglieder-
bestand der jeweiligen Kirche gesetzt. Die in Abbildung 6 wiedergegebene Aus-
trittsziffer zeigt, wie hoch der Anteil der evangelischen bzw. der römisch-katholi-
schen Einwohner ist, die in einem bestimmten Altersjahr „ihre“ Kirche verlassen.
Dabei zeigt sich, dass die höchste Austrittsbereitschaft in der evangelischen wie auch
in der römisch-katholischen Kirche bei den 24- bis 36-Jährigen Mitgliedern liegt. In
dieser Altersgruppe muss von einem jährlichen Verlust in der evangelischen Kirche
in Höhe von 1,5 bis 2,3 Prozent pro Jahr ausgegangen werden. Die Austrittsbereit-
schaft in der römisch-katholischen Kirche ist strukturell sehr ähnlich, allerdings liegt
das Niveau der Austrittsbereitschaft in der besonders austrittsbereiten Altersgruppe
der 24 bis 36-Jährigen zwischen 1,0 und 1,5 Prozent. In beiden Kirchen kann eine
nennenswerte Austrittsbereitschaft bei den über 60-Jährigen nicht mehr festgestellt
werden.

Altersstruktur der Stuttgarter Einwohner nach der Religionszugehörigkeit

In Abbildung 6 wird in Form einer Pyramidengrafik die zahlenmäßige Besetzung der
einzelnen Altersjahre in Stuttgart im Jahr 1975 (linke Hälfte der Pyramidengrafik)
bzw. 2005 (rechte Hälfte der Pyramidengrafik) dargestellt. Der durch die Balkenlän-
ge bestimmte äußere Kurvenverlauf dieser Bevölkerungspyramide zeigt mit seinen
prägnanten Konturen den Altersaufbau der Bevölkerung zum jeweiligen Jahr. Im
Jahr 2005 weist der Altersaufbau der Einwohner eine schmale Basis auf, die bereits
mehr als 20 Altersjahre umfasst. Dass die schmale Basis der Bevölkerungspyramide

Im Folgenden wird die Altersstruktur
nach Religionszugehörigkeit vertieft
untersucht

Die Austrittsbereitschaft liegt bei den
24- bis 36-Jährigen Mitgliedern zwi-
schen 1,5 % und 2,4 % pro Jahr
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Abbildung 5: Durchschnittliche jährli-
che Austrittsquoten aus der evangeli-
schen und römisch-katholischen Kirche
nach Alter in Stuttgart

Die meisten Austritte werden im Alter
zwischen 20 und 40 Jahren vollzogen
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des Jahres 2005 nicht bereits (mehr als) 30 Altersjahre umfasst (der Geburtenrück-
gang setzte Ende der 60er-/Anfang der 70er-Jahre ein), ist auf die Bedeutung Stutt-
garts als Ausbildungs- und Arbeitsplatz und den damit verbundenen altersspezifi-
schen Wanderungsgewinnen Stuttgarts bei den 20- bis 30-Jährigen zurückzuführen.

Die abgebildete Bevölkerungspyramide ist nach der Zugehörigkeit zu einer Religi-
onsgesellschaft differenziert. Sie zeigt deutlich, dass sich insbesondere die Zahl der
Personen, die keiner oder einer sonstigen rechtlichen Religionsgesellschaft
angehören, in den letzten 30 Jahren in allen Altersjahren stark erhöht hat. Während
1975 die grafische Darstellung des Altersaufbaus dieses Personenkreises einem
schmalen Band gleicht, zeichnet er inzwischen bereits den Altersaufbau der Ein-
wohner mit all seinen Einschnitten und Ausbuchtungen sehr deutlich nach. An der
Basis ist zu erkennen, dass der Anteil der getauften Säuglinge abgenommen hat, bei
Kindern und Jugendlichen findet eine Verschiebung der Taufe kontinuierlich bis zum
10. (Kommunion) beziehungsweise 14. Lebensjahr (Konfirmation) statt. Die Bedeu-
tung der Taufe für Kinder und Jugendliche hat insgesamt gegenüber 1975 deutlich
abgenommen. Dies bedeutet, dass die Kirche nicht nur durch Kirchenaustritte, son-
dern auch durch „Nicht-Eintritte“ - und damit indirekt - Mitglieder verliert.

Die Bevölkerungspyramide verdeutlicht
die Veränderungen im Altersaufbau der
Stuttgarter Einwohner zwischen 1975
und 2005
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Veränderung der Altersstruktur der Kirchenmitglieder

Die Veränderungen spiegeln sich auch in der Altersstruktur der Kirchenmitglieder
wider: Die Anzahl der Kinder und Jugendlichen unter 18 Jahren in der evangelischen
Kirche ist von 62 464 im Jahr 1975 auf 23 062 gesunken, in der katholischen Kir-
che hat sich die entsprechende Anzahl von 42 629 auf 18 980 Kinder und Jugend-
liche reduziert. Dies bedeutet einen Rückgang an Kindern und Jugendlichen in der
evangelischen Kirche um 63 Prozent. Mit einem Rückgang von 56 Prozent ist dieser
Erosionsprozess in der römisch-katholischen Kirche nur unwesentlich geringer aus-
geprägt als in der evangelischen Kirche. Die Anzahl der Senioren ist in der evange-
lischen Kirche zwar ebenfalls gesunken (- 11 %), in der katholischen Kirche aller-
dings ist die Zahl der Senioren um über ein Drittel gestiegen. Diese in dieser
Altersgruppe so unterschiedliche Entwicklung ist im Wesentlichen darauf zurückzu-
führen, dass in der traditionell protestantischen Stadt Stuttgart in der Vergangen-
heit die Zahl der „alteingesessenen“ katholischen Einwohner deutlich unterreprä-
sentiert war und die nach dem Krieg nach Stuttgart zugezogene (damals junge)
römisch-katholische Bevölkerung nun verstärkt in das Alter der Senioren, und dabei
inzwischen bereits in das Alter der Hochbetagten hineingewachsen ist.

Dies bedeutet, dass die beiden Kirchen einem starken Alterungsprozess ihrer Mit-
glieder ausgesetzt sind, der durch einen überproportionalen Verlust bei Kindern und
Jugendlichen bei gleichzeitigem Anstieg der Senioren (römisch-katholische Kirche)
zumindest aber bei geringem Verlust in der evangelischen Kirche hervorgerufen ist.
Demgegenüber ist bei Einwohnern mit einer sonstigen bzw. keiner Religionszu-
gehörigkeit in allen Altersgruppen eine zum Teil extrem hohe Zunahme zu ver-
zeichnen. So hat sich die Anzahl der Kinder und Jugendlichen ohne Zugehörigkeit
zu einer öffentlich-rechtlichen Religionsgesellschaft mehr als verdoppelt. Mit
48 852 Kindern und Jugendlichen ist deren Zahl inzwischen höher als die Zahl der
Kinder und Jugendlichen der beiden großen christlichen Kirchen.

Lag das Durchschnittsalter in der evangelischen Kirche im Jahr 1975 noch bei 40,6
Jahren, und damit nur leicht über dem Durchschnittsalter der Einwohner in Stutt-
gart insgesamt, so sind deren Mitglieder in den vergangenen 30 Jahren doppelt so
stark gealtert wie die Einwohner in Stuttgart insgesamt. Das Durchschnittsalter
beträgt heute bei der evangelischen Bevölkerung 46,6 Jahre. In ähnlichem Umfang
ist auch das Durchschnittsalter der katholischen Bevölkerung gestiegen: Nicht mehr

Die Zahl der Kinder und Jugendlichen
unter 18 Jahre ohne Zugehörigkeit zu
einer der beiden Volkskirchen hat sich
in den vergangenen 30 Jahren mehr als
verdoppelt

Die Zahl der Kinder und Jugendlichen
ist in der evangelischen Kirche um
63 %, in der römisch-katholischen
Kirche um 56 % gesunken, die Zahl der
Senioren in der römisch-katholischen
Kirche jedoch um über ein Drittel
gestiegen
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36,3 Jahre, sondern inzwischen 43,2 Jahre beträgt das Durchschnittsalter in der
römisch-katholischen Kirche. Bei den Einwohnern, die keiner oder einer sonstigen
Religionsgesellschaft angehören, hat sich demgegenüber das Durchschnittsalter von
37,9 Jahren auf 37,4 Jahre leicht verjüngt. Der unter anderem durch Seniorisierung
gekennzeichnete demografische Wandel der Bevölkerung ist damit zumindest in
Stuttgart – vergleichbare Werte für die Kirchen in Deutschland oder für andere Städ-
te liegen nicht bzw. zurzeit noch nicht zur Verfügung - unter den Kirchenmitglie-
dern doppelt so stark ausgeprägt wie in der Gesamtbevölkerung.

Altersspezifische Religionszugehörigkeit

Um feststellen zu können, bei welchen Bevölkerungsgruppen in den vergangenen
30 Jahren sich die Kirchenbindung besonders verändert hat, werden im Folgenden
altersspezifische Religionszugehörigkeitsquoten berechnet. Damit können Gesetz-
mäßigkeiten in der Kirchenbindung nachgewiesen und verdeutlicht werden. Daraus
können wichtige Hinweise abgeleitet werden, in welchem Umfang sich die Kir-
chenbindung der Bevölkerung weiter auflöst und mit welcher weiteren Entwicklung
in der Entwicklung der Kirchenmitglieder gerechnet werden muss.

Evangelische Kirche

Die altersspezifischen Zugehörigkeitsquoten der evangelischen Kirche weisen im Jahr
1975 bei den Säuglingen bis hin zu den Senioren vergleichsweise geringfügige
Schwankungen auf. Der Anteil der evangelischen Einwohner in jedem Altersjahr liegt
in der Regel zwischen 55 und 60 Prozent. Lediglich ab dem Seniorenalter steigt die-
ser Zugehörigkeitsanteil bis auf ca. 85 Prozent. Der „Anstieg“ kann aber keinesfalls
mit einer zunehmenden Beitritts- beziehungsweise Konvertierungsbereitschaft
erklärt werden. Die hohen Quoten bei Hochbetagten sind vielmehr Hinweis auf die
„alt eingesessene“, traditionell evangelische Stuttgarter Bevölkerung, die sich im
Jahr 1975 im Seniorenalter befand.

Im Kurvenverlauf von 1975 zeigt
sich, dass hohe Zugehörigkeitsquoten
(>50 %) zur evangelischen Kirche bei
den 8- bis 14-Jährigen und bei den
über 50-Jährigen erreicht wurden

Mit Hilfe von Zugehörigkeitsquoten
kann die Veränderung der altersspezifi-
schen Verbundenheit zu den Kirchen
verdeutlicht werden
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Das Durchschnittsalter liegt bei den
Mitgliedern der evangelischen Kirche
bei 46,6 Jahren, bei Mitgliedern der
römisch-katholischen Kirche bei 43,2
Jahren
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2005 zeigt sich ein ganz anderer Kurvenverlauf: Die Zugehörigkeitsquote bei den
Säuglingen beginnt auf sehr geringem Niveau, steigt jedoch dann zunächst stark bis
zum Konfirmationsalter. In diesem Alter sind 35 Prozent aller Jugendlichen in Stutt-
gart evangelisch. Kurz nach dem Erreichen der Volljährigkeit sinkt dieser Wert aller-
dings wieder kontinuierlich bis zu den 50- bis unter 55-Jährigen. In diesen Alters-
jahren ist aktuell die geringste Bindung zur evangelischen Kirche zu finden. Dieser
Anteil steigt in den höheren Altersjahren weitgehend kontinuierlich bis in die höchs-
ten Altersjahre hinein auf einen maximalen Wert von 60 bis 65 Prozent an.

Aber auch im Jahr 2005 darf aus dieser Darstellung nicht geschlossen werden, dass
bei 55-Jährigen und älteren Einwohnern ein mit dem Alter steigender „Wiederein-
tritt“ in die evangelische Kirche stattfindet. Vielmehr spiegeln sich die im Jahr 1975
– aus heutiger Sicht - vergleichsweise hohen Werte der damals 30 Jahre jüngeren
Bevölkerung wieder.

Eine so hohe Bindung der Einwohner an die Evangelische Kirche wie 1975 kann
jedoch nicht mehr nachgewiesen werden: Die überwiegend evangelisch geprägte
Seniorengeneration des Jahres 1975 ist zwischenzeitlich verstorben, Einwohner ohne
Bindung an die evangelische Kirche sind in das Seniorenalter „hineingealtert“.

Generell liegt im Jahr 2005 in jedem Altersjahr der Anteil der Einwohner, die der
evangelischen Kirche angehören, um 10 bis 25 Prozentpunkte niedriger als 1975.

Katholische Kirche

Die altersspezifische Zugehörigkeit zur römisch-katholischen Kirche zeigt zwar, dass
im Jahr 2005 auch hier die Säuglingstaufe nicht mehr in dem Ausmaß wie noch vor
30 Jahren praktiziert wird. Der altersspezifische Niveauunterschied zwischen der
Zugehörigkeitsquote 1975 und 2005 ist aber deutlich geringer ausgeprägt als in der
evangelischen Kirche. Auffallend ist besonders, dass bei den über 65-Jährigen heute
die Zugehörigkeitsanteile höher sind, als noch vor 30 Jahren.

Der Unterschied in der Zugehörigkeits-
quote von 1975 und 2005 ist in der
römisch-katholischen Kirche geringer
als in der evangelischen Kirche

Die überwiegend evangelisch geprägte
Seniorengeneration von 1975 ist ver-
storben, Einwohner ohne Kirchenbin-
dung sind in das Seniorenalter hinein-
gealtert

Im Jahr 2005 erreichen nur die Hoch-
betagten Zugehörigkeitsquoten über
50 %
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Abbildung 9: Altersspezifische
Zugehörigkeit zur evangelischen
Kirche in Stuttgart 1975 und 2005
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Die hohe Zunahme der Zugehörigkeitsanteile bei den heute 70- bis 72-Jährigen spie-
gelt die bereits im Jahre 1975 erkennbare höhere Zugehörigkeitsquote bei den
damals 40- bis 42-Jährigen wieder. Der „Anstieg“ der Zugehörigkeit zur römisch-
katholischen Kirche in dieser Altersgruppe ist also durch Alterung dieser Jahrgänge
begründet.

Mitglieder einer sonstigen oder keiner Religionsgesellschaft

Schwankte der Anteil der keiner oder einer sonstigen Religionsgesellschaft
zugehörenden deutschen Einwohner Stuttgarts in den einzelnen Altersjahren im Jahr
1975 noch zwischen 10 Prozent bei den 14-Jährigen und knapp 20 Prozent bei den
70-Jährigen, so hat sich das Kurvenbild insbesondere bei den unter 70-Jährigen völ-
lig verändert. Der Anteil der Kinder und der Jugendlichen, die keiner der beiden
großen Religionsgesellschaften angehören, sinkt von 90 Prozent bei Kleinstkindern
auf 30 Prozent bei den Jugendlichen im Alter von 18 Jahren. Der Anteil steigt auf
einen Wert von knapp 50 Prozent bei den 25- bis 60-Jährigen. Er sinkt stark bei den
Hochbetagten auf einen Wert von 10 bis 15 Prozent.

Die Gegenüberstellung der Religionszugehörigkeitsquoten zeigt deutlich, dass die
„Entfremdung“ von einer der beiden christlichen Kirchen grundsätzlich in allen Alters-
jahren vorhanden ist und dabei in der evangelischen Kirche deutlich stärker ausge-
prägt ist als in der katholischen Kirche.

Der altersspezifische Rückgang kann aber nicht zu einem altersspezifischen Ent-
fremdungskoeffizienten umgerechnet werden, der als Basis für eine nach Alter und
Religionszugehörigkeit differenzierten Prognose der Stuttgarter Bevölkerung heran-
zuziehen wäre. Wie die altersspezifischen Religionszugehörigkeitsquoten insbeson-
dere der katholischen Bevölkerung zeigen, sind jahrgangsspezifische Sondereffekte
zu berücksichtigen, wenn z. B. durch besonderes Wanderungsverhalten der Bevöl-
kerung (verstärkter Zuzug von jüngerer katholischer Bevölkerung in das bis dato
evangelisch geprägte Stuttgart nach dem Zweiten Weltkrieg und Alterung dieser
nach Stuttgart zugezogenen Bevölkerungsgruppe) die Zusammensetzung der Bevöl-
kerung nachhaltig beeinflusst ist.

Der Anteil der Einwohner, die 1975
einer sonstigen oder keiner Religionsge-
sellschaft angehörten, schwankte zwi-
schen 10 und 20 %. Inzwischen ist der
Anteil dieser Bevölkerungsgruppe um
20 bis 25 Prozentpunkte gestiegen
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Abbildung 10: Altersspezifische
Zugehörigkeit zur römisch-katholi-
schen Kirche in Stuttgart 1975 und
2005



186

Hauptbeiträge Statistik und Informationsmanagement, Monatsheft 7/2006

Dies bedeutet, dass aus einer Erhöhung der Religionszugehörigkeitsquote und einer
u.U. verbundenen Erhöhung der Mitgliederzahlen in einem bestimmten Altersjahr
oder Altersgruppe nicht auf eine generelle Zunahme der Zugehörigkeit zu einer
bestimmten Kirche geschlossen werden darf, sondern (lediglich) eine jahrgangs-
(kohorten-)spezifische, in der Regel historisch bedingte und damit der Alterung
unterworfenen Sonderentwicklung widerspiegelt. Eine Prognose der Kirchenzu-
gehörigkeit setzt damit einen kohortenspezifischen Prognoseansatz voraus.

Ausblick

Die beiden christlichen Volkskirchen haben in den vergangenen 30 Jahren einen
erheblichen Mitgliederschwund zu verzeichnen. Dabei ist der jährliche Mitglieder-
schwund in der evangelischen Kirche mit durchschnittlich 1,3 Prozent deutlich stär-
ker ausgeprägt als in der römisch-katholischen Kirche, die in den vergangenen 30
Jahren pro Jahr im Durchschnitt 0,8 Prozent Ihrer Mitglieder verloren hat. In beiden
Kirchen gleich ist die Alterung ihrer Mitglieder, denn diese Alterung liegt doppelt so
hoch wie unter der Einwohnerschaft Stuttgarts insgesamt.

Die „Entkirchlichung“ der Stuttgarter Einwohnerschaft resultiert nicht allein aus dem
Austritt aus der Kirche, als einer bewussten Entscheidung bisheriger Kirchenmit-
glieder, sondern auch aus einer für die beiden christlichen Volkskirchen negativen
Wanderungsbilanz, wie auch auf einer negativen Tauf-/Beerdigungsbilanz. Dabei
wird das ohnehin durch den Geburtenrückgang verursachte Kinderdefizit verstärkt
durch ein verändertes Taufverhalten, da die traditionelle Säuglingstaufe immer sel-
tener praktiziert wird. Gleichzeitig aber stirbt die Generation der Senioren aus, die
sich stark an eine der beiden Kirchen – in Stuttgart überwiegend der evangelischen
Kirche – gebunden fühlen bzw. gebunden fühlten und für die ein Austritt aus der
Kirche niemals denkbar gewesen wäre. Die negative Ein-/Austrittsbilanz bildet damit
nur einen Grund des rasanten Erosionsprozesses insbesondere in der evangelischen
Kirche. Selbst wenn die Zahl der Austritte abnehmen würde und gleichzeitig die Zahl
der Eintritte zunehmen würde, würde der Erosionsprozess nur unwesentlich verrin-
gert werden, da die negative Wanderungsbilanz insbesondere aber die negative
Tauf-/ Beerdigungsbilanz in erheblichem Umfang den Rückgang der Kirchenmitglie-
der in der evangelischen Kirche bestimmen.

%

Altersjahr

0 10 20 30 40 50 60 70 80 90 99

0

10

20

30

40

50

60

70

80

90

100

1975

2005

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt
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Zugehörigkeit der Einwohner mit keiner
oder sonstiger Religionszugehörigkeit in
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Somit ist aus der bisherigen Entwicklung ein Ende des Schrumpfungsprozesses bis-
lang nicht erkennbar, zumal der Schrumpfungsprozess nicht auf eine einzelne Ursa-
che (z.B. Austritt) zurückgeführt werden kann. Selbst bei reduziertem Austrittsver-
halten (was jedoch aufgrund der zu erwartenden Mehrbelastungen der Bevölkerung
infolge etwa der Mehrwertsteuererhöhung und dem Abbau von Steuervergünsti-
gungen wie die Pendlerpauschale oder die Sparerfreibeträge eher nicht zu erwarten
ist), können die weiteren überwiegend demografisch bedingten Ursachen zu einem
unter Umständen sich sogar noch verstärkendem Rückgang der evangelischen wie
auch der römisch-katholischen Bevölkerung führen.

1 Schriftliche Version eines Vortrages, der anlässlich der Jahrestagung der Demografischen Gesell-
schaft Deutschland am 9.3.2006 in Bonn gehalten wurde.

2 Vgl. Harenberg Aktuell 2006, 22. Jahrgang.

evangelisch
römisch-

katholisch
sonstige/keine

Religion
insgesamt evangelisch

römisch-
katholisch

sonstige/keine
Religion

insgesamt

0 bis unter 18 62 464 42 629 19 753 124 846 23 062 18 980 48 852 90 894

18 bis unter 30 47 985 42 523 23 104 113 612 29 080 29 668 44 215 102 963

30 bis unter 45 66 187 50 491 35 212 151 890 40 043 37 086 69 696 146 825

45 bis unter 65 75 027 45 007 24 793 144 827 42 293 38 516 63 714 144 523

65 oder älter 56 485 21 934 15 004 93 423 50 061 29 960 25 208 105 229

Insgesamt 308 148 202 584 117 866 628 598 184 539 154 210 251 685 590 434

20051975
Alter von …
bis unter …
Jahren

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 2: Einwohner nach Altersgruppen und Religionszugehörigkeit in Stuttgart 1975 und 2005

Anzahl % Anzahl % Anzahl %

Evangelisch 308 148 49,02 184 539 31,25 - 123 609 - 40,11

Römisch-katholisch 202 584 32,23 154 210 26,12 - 48 374 - 23,88

Sonstige/keine Religion 117 866 18,75 251 685 42,63 133 819 113,53

Insgesamt 628 598 100,00 590 434 100,00 - 38 164 - 6,07

Evangelisch 304 666 57,30 182 197 39,56 - 122 469 - 40,20

Römisch-katholisch 155 840 29,31 116 342 25,26 - 39 498 - 25,35

Sonstige/keine Religion 71 183 13,39 161 991 35,17 90 808 127,57

Insgesamt 531 689 100,00 460 530 100,00 - 71 159 - 13,38

Evangelisch 3 482 3,59 2 342 1,80 - 1 140 - 32,74

Römisch-katholisch 46 744 48,23 37 868 29,15 - 8 876 - 18,99

Sonstige/keine Religion 46 683 48,17 89 694 69,05 43 011 92,13

Insgesamt 96 909 100,00 129 904 100,00 32 995 34,05

Deutsch

Nichtdeutsch

1975 2005
Veränderung
1975/2005

Rechtliche Zugehörigkeit 
zu einer Religionsgesellschaft

Insgesamt

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 1: Einwohner in Stuttgart 1975 und 2005 nach rechtlicher Zugehörigkeit zu einer Religionsgesellschaft
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Unter dem Leitbild „Kinder willkommen“ setzt sich die Landeshauptstadt Stuttgart
das ehrgeizige Ziel, kinderfreundlichste Großstadt in Deutschland zu werden. Die
hierfür formulierten Leitsätze des Arbeitsprogramms „Kinderfreundliches Stuttgart“
beziehen sich auf eine bessere Ausgestaltung der Lebenswelt von Kindern sowie eine
Stärkung von Anreizsystemen, die den Übergang zur Elternschaft erleichtern sollen.
Neben der verstärkten Förderung von bildungsbezogenen Angeboten und Einrich-
tungen wie beispielsweise der Verbesserung der Sprachfähigkeiten bei allen Kindern
steht auch die Etablierung eines kinderfreundlicheren und kindersicheren Wohn-
umfeldes. Ebenso sind die Weiterentwicklung der Gesundheitsvorsorge und eine ver-
besserte Ernährung der Kinder wesentliche Eckpunkte des Arbeitsprogramms. In
allen Bereichen wird die aktive Einbindung von Kindern an der Umsetzung von Maß-
nahmen und der Umstrukturierung von Einrichtungen als ein wesentlicher Teil gese-
hen. Einen weiteren Kernbereich bilden die Generationenbeziehungen und die Etab-
lierung von infrastrukturellen Angeboten wie Generationenhäuser, die den Aus-
tausch zwischen jüngeren und älteren Menschen ermöglichen. Damit wird unter-
strichen, dass Kinderfreundlichkeit nicht nur als ein gemeinsamer Gestaltungspro-
zess der Beteiligten, sondern immer auch generationenübergreifend zu verstehen
ist.

Die genannten Bestrebungen zu einer familien- und kinderfreundlichen Stadt sind
eingebettet in den allgemeineren Rahmen der gesellschaftspolitischen Diskussion
um das demografische Altern und seine Folgen. Wesentliche Ursache für das demo-
grafische Altern ist ein seit längerem bestehender Rückgang der Geburtenraten bei
einer gleichzeitigen Verlängerung der allgemeinen Lebenserwartung. Vor diesem
Hintergrund erweist sich die Diskussion um Familien- und Kinderfreundlichkeit als
ein Ziel zur Verbesserung von Anreizsystemen, die den Übergang zur Elternschaft
erleichtern und eine kindgerechtere Umwelt ermöglichen sollen, um somit der der-
zeitigen demografischen Entwicklung entgegenzusteuern.

Der nachfolgenden Analyse liegt die Stuttgarter Bürgerumfrage 2005 zugrunde, die
seit 1995 alle zwei Jahre durchgeführt wird und Meinungs- und Einstellungsbilder
der Stuttgarter Bevölkerung widerspiegelt. Die Erhebung basiert auf einer zufälligen
Auswahl von Personen aus der Einwohnermeldedatei, die über 18 Jahre alt sind und
ihren Hauptwohnsitz in Stuttgart haben. Im Mittelpunkt der Befragung stehen neben
Angaben zur Lebensqualität in Stuttgart auch Fragen zur Kommunalpolitik und
Stadtverwaltung. Einzelne erfragte Themen schließen auch familien- und kinderbe-
zogene Aspekte ein, die nachfolgend untersucht werden. Im Vordergrund steht zum
einen die Analyse der Problemwahrnehmung von Befragten mit minderjährigen Kin-
dern unter 15 Jahren. Als Vergleichsgruppen dienen hier die Gesamtbevölkerung
und Befragte ohne Kinder im Haushalt1. Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Ana-
lyse der städtischen Haushaltsausgaben und die Einbettung von familienbezogenen
Ausgaben.

In welcher Haushaltsform leben die Befragten der Stuttgarter Bürgerumfrage? Mehr
als die Hälfte der Befragten lebt in einem Mehrpersonenhaushalt ohne Kinder unter
15 Jahren (56 Prozent). 19 Prozent der Befragten leben in einem Haushalt mit Kin-

Hintergrund - Demografische
Entwicklung

Leitziel „Kinderfreundliches Stuttgart“

Anke Schöb

Familien- und kinderfreundliche Stadt
Ergebnisse der Bürgerumfrage 2005
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dern unter 15 Jahren und ein Viertel der Befragten leben alleine (vgl. Abbildung 1).
Für die Analyse von Lebenssituationen ohne Kinder werden die Einpersonenhaus-
halte und Mehrpersonenhaushalte ohne Kind(er) unter 15 Jahren zusammenge-
fasst.

Zur Bedeutung von Familie und Kindern in der Stuttgarter Bevölkerung

Der Stellenwert, die der Familie und Kindern in der Stuttgarter Bevölkerung beige-
messen wird, ist in Abbildung 2 dargestellt. 94 Prozent der Befragten geben an, dass
die Familie und eigene Kinder sehr wichtig bzw. wichtig für sie ist. Die hohe Bedeu-
tung von Familie und Kindern gegenüber anderen Lebensbereichen ist am hohen
Anteil von Befragten sichtbar, die angeben, dass dieser Bereich „sehr wichtig“ für
sie ist (76 %). Die Bereiche „Freizeit und Erholung“, „Beruf und Arbeit“ sowie
„Freunde und Bekannte“ werden zwar von der überwiegenden Mehrheit auch als
wichtig erachtet, aber gegenüber „Familie und Kindern“ sind die Anteile „sehr wich-
tig“ deutlich niedriger.

Die eigene Familie, wie auch Freunde und Bekannte, werden auch als wichtiger
gegenüber der Verwandtschaft eingestuft, was ein Hinweis darauf ist, dass Famili-
en- und Freundschaftsnetze einen größeren Bereich von persönlichen Bedürfnissen
abdecken als verwandtschaftliche Beziehungsnetze. Die Bereiche Politik und Religi-
on zählen zu den Bereichen, die von den Befragten als weniger wichtig erachtet wer-
den. Sie stehen am unteren Ende in der Wichtigkeitsrangfolge. Ein Vergleich der
Stuttgarter Daten mit bundesweiten Daten zeichnet ein ähnliches Bild dieser Rang-
folge als auch der hohen Bedeutung der Familie und Kindern in der Bevölkerung. In
einer zeitlichen Betrachtung dieser Daten seit Beginn der 80er-Jahre hat sich der
hohe Stellenwert, der Familie und Kinder beigemessen wird, nicht wesentlich ver-
ändert. So gaben 1980 89 Prozent der Befragten an, dass Familie und Kindern wich-
tig für sie ist. Im Jahr 1998 lag dieser Anteil bei 87 Prozent2. Ein Ergebnis, dass sich
sicherlich auch auf Stuttgart übertragen lässt.

Neben dieser persönlichen Wertschätzung gegenüber der Familie stellt die Frage
nach der „Familienfreundlichkeit“ eine allgemeine Messgröße des wahrgenomme-
nen Erscheinungsbild Stuttgarts dar. Hier summieren sich unterschiedliche Vorstel-
lungen über die Kennzeichen von Familienfreundlichkeit innerhalb der Bevölkerung.

Hoher Stellenwert von Familie und Kin-
dern in der Stuttgarter Bevölkerung

56

19

25 Einpersonenhaushalte

Mehrpersonenhaushalte
mit Kind/ern unter 15 Jahren

Anteil der Befragten in %

Mehrpersonenhaushalte
ohne Kinder unter 15 Jahren

Quelle: Bürgerumfrage 2005

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 1: Leben in Haushalts-
formen 2005
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So mag für Familien mit kleinen Kindern das Angebot an Kindergärten, für Famili-
en mit Kindern im Schulalter die Qualität der Bildungseinrichtungen und eine fle-
xible Arbeitszeitregelung für berufstätige Eltern ein Kennzeichen von Familien-
freundlichkeit sein3.

In einer allgemeinen Betrachtung fällt das Urteil der Stuttgarter zur Familienfreund-
lichkeit ihrer Stadt positiv aus. 38 Prozent bezeichnen diese Charakterisierung als
völlig bzw. überwiegend zutreffend gegenüber 13 Prozent, die diese als überwie-
gend bzw. überhaupt nicht zutreffend bezeichnen (vgl. Abbildung 3). Die Unter-
schiede zwischen den Altersgruppen scheinen wesentlich über das Vorhandensein
von Kindern vermittelt zu werden. Am kritischsten wird die Familienfreundlichkeit
von der Altersgruppe der 25- bis 39-Jährigen bewertet, in der die aktive Elternschaft
auch häufig vorkommt. Hier geben 17 Prozent der Befragten an, dass „familien-
freundlich“ auf Stuttgart nicht zutrifft. Dies zeigt sich entsprechend bei einem Ver-
gleich der Befragten mit und ohne minderjährigen Kindern im Haushalt. Ein Fünftel
der Personen mit minderjährigen Kindern im Haushalt bezeichnet familienfreund-
lich als weniger zutreffend für Stuttgart.

Die eher geringe Variation in den Anteilen über die hier untersuchten Gruppen zeigt
ein sehr homogenes Meinungsbild zur Familienfreundlichkeit Stuttgarts. Dabei muss
beachtet werden, dass ein wesentlicher Anteil von Befragten, zwischen 34 und 42
Prozent, die Familienfreundlichkeit Stuttgarts als teilweise zutreffend bzw. nicht
zutreffend beurteilt und damit eine indifferente Position einnimmt. Dass ein „mehr“
an Familienfreundlichkeit möglich ist, zeigt ein Vergleich mit den Ergebnissen der
Freiburger Bürgerumfrage4. Im Erhebungsjahr 2003 bezeichneten 58 Prozent der
Freiburger ihre Stadt als familienfreundlich gegenüber 38 Prozent der Stuttgarter.

Im Vergleich zu den Vorjahren ist allerdings eine signifikant positivere Bewertung der
Familienfreundlichkeit in der Stuttgarter Bevölkerung von 53 im Jahr 1997 auf 58
Kommunalbarometerpunkte im Jahr 2005 festzustellen5. Dabei bedeutet ein Kom-
munalbarometerwert von 100 volle Zustimmung, ein Wert von 75 überwiegende
Zustimmung und ein Wert von 50 teilweise Zustimmung.

Familienfreundliches Stuttgart ja, aber
auch viele Bürger indifferent
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Wie wichtig sind für Sie diese einzelnen Lebensbereiche?

Vorgegebene Kategorien sehr wichtig, wichtig, mittel, unwichtig, völlig unwichtig, weiß nicht. Zu 100
Prozent fehlend mittel, unwichtig und völlig unwichtig. Ohne Befragte, die  weiß nicht"angegeben haben."

1

1

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 2: Wichtigkeit von Lebens-
bereichen 2001
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Wahrgenommene Problembereiche in Stuttgart

Der Frage nach den größten Problemen in Stuttgart kommt eine besondere Bedeu-
tung im Hinblick auf das Erkennen von potenziellen politischen Handlungsfeldern
zu. Wie in den Vorjahren rangieren die Bereiche Verkehr und Wohnen bei den Bür-
gern in der Problemwahrnehmung auf dem vorderen Platz (vgl. Tabelle 1). Dabei
wird weniger das mangelnde Wohnungsangebot als vielmehr die als zu hoch erach-
teten Mieten als ein großes Problem erachtet. 60 Prozent der Bürger sehen die hohen
Mietpreise, nach dem vielen Straßenverkehr, als eines der größten Probleme in Stutt-
gart an.

Teils/teils Weiß nicht

22041

Insgesamt 11133838

18-24 1493443

25-39 19173430

40-59 8154235

60 Jahre und älter 1073845

Männer 12133540

Frauen 12124135

Keine Kinder im Haushalt 14113738
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Quelle: Bürgerumfrage 2005

Vorgegebene Kategorien trifft völlig zu, trifft überwiegend zu, teils/teils, trifft überwiegend nicht zu,
trifft überhaupt nicht zu, weiß nicht. 

1

Bitte beurteilen Sie, inwieweit die unten aufgeführten Eigenschaften
Ihrer Meinung nach auf Stuttgart zutreffen oder nicht zutreffen1

Trifft zu2 Trifft nicht zu3

Kinder im Haushalt4
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Anteil der Befragten, die familienfreundlich als  trifft völlig zu" bzw.  trifft überwiegend zu" bezeichnen.

Anteil der Befragten, die familienfreundlich als  trifft überwiegend nicht  zu" bzw.  trifft überhaupt nicht zu" bezeichnen."

" "

"
Kinder = Personen unter 15 Jahren im Haushalt.

Familienfreundlich

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 3: Familienfreundliches
Stuttgart 2005

Rang-
unter-
schied

Prozent-
satz-

differenz

Zu viel Straßenverkehr 67 1 Zu viel Straßenverkehr 68 0 1
Zu hohe Mieten 60 2 Zu hohe Mieten 67 0 7
Zu wenig Parkmöglichkeiten 57 3 Zu hohe Steuern/Abgaben/Gebühren 55 + 1 4
Zu hohe Steuern/Abgaben/Gebühren 51 4 Umweltprobleme (Luft- und Wasserqualität, Lärm, Abfallproblem) 54 + 2 4
Angespannte Finanz- und Haushaltslage der Stadt 50 5 Zu wenig Parkmöglichkeiten 52 -  2 5
Umweltprobleme (Luft- und Wasserqualität, Lärm, Abfallproblem) 50 6 Mangelhaftes Wohnungsangebot 47 + 4 9
Unsicherheit in öff.  Verkehrsmitteln (Belästigung, Raub, 
Vandalismus)

42 7 Angespannte Finanz- und Haushaltslage der Stadt 45 -  2 5

Mangelhafte Sauberkeit von Straßen und Grünanlagen 41 8 Zu wenig Kindergärten/-tagheime 45 + 7 16
Unsicherheit auf den Straßen (Drogen, Raub, Vandalismus) 41 9 Unsicherheit in öff. Verkehrsmitteln (Belästigung, Raub, 

Vandalismus)
37 -  2 5

Mangelhaftes Wohnungsangebot 38 10 Arbeitslosigkeit 37 + 1 0

1 Insgesamt 26 Nennungen möglich.
2 Angaben der Befragten mit Kindern im Haushalt, Kinder = Personen unter 15 Jahren im Haushalt.

Quelle: Bürgerumfrage 2005

in
%

Gesamtbevölkerung

Vergleich
zur

Gesamtbevölkerungin
 %Kinder im Haushalt 2Rang1

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Tabelle 1: Wahrgenommene Problembereiche (sortiert nach Häufigkeit der Nennungen in %, Rang 1 bis 10), 2005
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Betrachtet man das Ranking der Problemwahrnehmung bei den Befragten, die mit
mindestens einem Kind unter 15 Jahren im Haushalt leben, zeigt sich eine Ver-
schiebung zu wohnungs- und kinderbezogenen Aspekten. 47 Prozent der Personen
mit Kinder(n) im Haushalt sehen ein mangelhaftes Wohnungsangebot als eines der
größten Probleme in Stuttgart an. Ebenso rückt das Problem „zu wenig Kindergär-
ten/-tagheime“ von Rangplatz 15 in der Gesamtbevölkerung auf Rangplatz 8 bei
Befragten mit Kindern im Haushalt.

Die stärksten Unterschiede in der Problemwahrnehmung zwischen Befragten mit
und ohne Kindern zeigen sich gerade hinsichtlich dieser, ihre jeweilige Lebenssitua-
tion betreffenden Aspekte. Deutlich häufiger als Problem genannt werden hier „zu
wenig Kindergärten/-tagheime“ und das „mangelnde Angebot an Jugendeinrich-
tungen“ (vgl. Abbildung 4). Weitere nennenswerte, signifikante Unterschiede zwi-
schen beiden Gruppen zeigen sich in der häufigeren Nennung eines mangelhaften
Wohnungsangebotes und einer zunehmenden Ausländerfeindlichkeit.

Wohnungs- und kinderbezogene
Aspekte stehen bei Familien im Vorder-
grund

Schlechter öffentlicher Nahverkehr/
zu wenig Verbindungen

Umweltprobleme (Luft- und Wasserqualität,
Lärm, Abfallproblem)

Mangelnde Gleichberechtigung der Frauen
im öffentlichen Leben

Angespannte Finanz- und
Haushaltslage der Stadt

Unsicherheit auf den Straßen
(Drogen, Raub, Vandalismus)

Unsicherheit in öffentlichen Verkehrsmitteln
(Belästigung, Raub, Vandalismus)

Mangelhafte Sauberkeit von Straßen
und Grünanlagen

Zu viel Straßenverkehr

Zu wenig Parkmöglichkeiten

Mangelhaftes Wohnungsangebot

Zu hohe Mieten

Arbeitslosigkeit

Zu wenig Kindergärten/-tagheime

Zu wenig kulturelle Einrichtungen

Zu wenig kulturelle Veranstaltungen

Zu viele Fremde

Mangelndes Angebot an Jugendeinrichtungen

Zu wenig Alten -und Pflegeheime/Pflegedienste

Zu wenig Treffpunkte für Ältere

Sicherheit und Ordnung (Kriminalität, Einbrüche)

Zunehmender Links-/Rechtsextremismus

Zu hohe Steuern/Abgaben/Gebühren

Zu viele Obdachlose

Passantenbelästigungen

Zunehmende Ausländerfeindlichkeit

Mangelnde Ausländerintegration

0 10 20 30 40 50 60 70 %

1Angaben der Befragten, Kinder = Personen unter 15 Jahren im Haushalt.

Kinder im Haushalt2

Keine Kinder im Haushalt
(gewichtet)2

Quelle: Bürgerumfrage 2005

2Angaben altersspezifisch gewichtet: Um   Alterseffekte" auszuschließen, die sich aus der unterschiedlichen Altersverteilung der beiden Gruppen ergeben,
wurden die Befragten ohne Kinder im Haushalt mit der Altersverteilung der Befragten mit Kindern im Haushalt gewichtet.  Diese Form der Gewichtung
ermöglicht den direkten Vergleich der Anteilswerte zwischen beiden Gruppen.

"

Was sind Ihrer Meinung nach zurzeit die größten Probleme in Stuttgart?1

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 4: Wahrgenommene
Problembereiche nach Haushalts-
konstellation 2005
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Zur Bewertung von familien- und kinderbezogenen Haushaltsausgaben

Vor dem Hintergrund der hohen Bedeutung, die Familien und Kindern zugewiesen
wird, kann vermutet werden, dass familienbezogene Maßnahmen eine breite Unter-
stützung in der Stuttgarter Bevölkerung finden. Ein Indikator, der die Akzeptanz von
staatlichen Leistungen abbildet, ist die Frage nach Haushaltseinsparungen oder
Mehrausgaben der Stadt für unterschiedliche Aufgabenbereiche6. Die in der Bür-
gerumfrage vorgelegten Items umspannen dabei alle wesentlichen kommunalen
Tätigkeitsbereiche, unter anderem den Wohnungsbau, den Umweltschutz, und die
Wirtschaftsförderung, aber auch familienbezogene Leistungen, wie Kindergärten
und Kindertagheime. Die Bürgerumfrage zeigt, dass die Bürger insgesamt eine am
Status-quo-orientierte Ausgabenpolitik favorisieren: So liegt der Zentralwert unter
Berücksichtigung aller 35 Bereiche für den Anteil der Bürger, welche „die Ausgaben
unverändert“ belassen wollen, bei 51 Prozent.

Bürger favorisieren Status-quo-orien-
tierte Ausgabenpolitik

Kindergärten und Kindertagheime
Allgemein bildende Schulen und Berufsschulen

Bekämpfung der Jugendkriminalität
Zustand der Straßen (Straßenunterhaltung)

Schutz vor Kriminalität/öffentliche Sicherheit
Videoüberwachung in Stadtbahn

Wohnungsbau
Ambulante Pflege- und Sozialdienste

Ausbau des Fahrradwegenetzes
Umweltschutz

Drogenbekämpfung
Altengerechtes Wohnen

Sprachförderung für ausländische Mitbürger
Sauberkeit in der Stadt

Barrierefreie Wege / Zugänge für Rollstuhlfahrer
Treffpunkte für die Jugend

Spielplätze
Gesundheitsförderung
Wirtschaftsförderung

Öffentliche Verkehrsmittel
Alten- und Pflegeheime

Verkehrsberuhigung in Wohngebieten
Integration ausländischer Mitbürger

Ausbau des Straßennetzes (Straßenneubau)
Schwimmbäder/Sportanlagen

Stärkung / Förderung der Stadtbezirke
Parks und Grünanlagen

Förderung des Ehrenamtes
Müllbeseitigung

Bildungszentrum (Volkshochschule)
Ortskernsanierung

Treffpunkte / Beratungsstellen für Ältere
Stadtbibliothek

Theater, Museen, kulturelle Veranstaltungen
Begegnungsstätten in den Stadtbezirken für alle

Die Stadt Stuttgart kann sich - genau wie ein Privathaushalt - nicht alles gleichzeitig leisten.
Meistens muss man, wenn man für eine Aufgabe mehr ausgeben will, an anderer Stelle einsparen.

Quelle: Bürgerumfrage 2005

1Zu 100 Prozent fehlende Anteile  die Ausgaben unverändert lassen",  Geld einsparen" und  weiß nicht"." " "
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Mehr Geld ausgeben1

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Abbildung 5: Städtische Ausgabenprioritäten 2005
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Eine besondere Notwendigkeit für Mehrausgaben sehen die Bürger bei Kindergär-
ten und Kindertagheimen. Hier fordern 53 Prozent mehr Ausgaben, 27 Prozent
möchten die Ausgaben unverändert lassen und nur zwei Prozent geben an, dass die
Ausgaben gekürzt werden sollen (vgl. Abbildung 5). Auch im Bereich der allgemein
bildenden Schulen und Berufsschulen sowie der Bekämpfung der Jugendkrimina-
lität sehen die Hälfte der Befragten einen Bedarf für höhere Ausgaben. Damit ste-
hen zwei Items bei der Forderung nach Mehrausgaben an der Spitze, die einen
unmittelbaren familienpolitischen Bezug aufweisen.

In welchen Gesamtrahmen städtischer Ausgaben betten sich nun die familien- und
kinderbezogenen Leistungen ein? Zur Aufdeckung der Struktur der Bewertungen
der Haushaltsausgaben und zur Verdichtung der 35 Bereiche wurde eine Faktoren-
analyse (Hauptkomponentenanalyse, Varimax-Rotation) durchgeführt. Betrachtet
man deren Ergebnisse, dann zeigt sich, dass die Bürger bei ihrer Bewertung von
Finanzausgaben einzelne Bereiche bündeln. Die Strukturierung der Finanzausgaben
erfolgt einerseits nach Aufgabenbereichen wie öffentliche Sicherheit, Straßenver-
kehr oder Bildung und Kultur sowie andererseits nach Leistungen, die nur einzelne
Gruppen, wie ältere Menschen oder Familien mit Kindern, betreffen7.

In Abbildung 6 ist die (zweidimensionale) räumliche Verortung der einzelnen Items
dargestellt8. Hier zeigt sich, welche Bereiche ähnlich bewertet werden („Je kleiner
der Abstand zwischen zwei Punkten, desto ähnlicher die Urteile“). Bei ähnlichen
Urteilen geht die Forderung nach Mehrausgaben (bzw. Einsparungen) in einem
Bereich, mit der Forderung nach Mehrausgaben (bzw. Einsparungen) im anderen
Bereich einher. Beispielsweise finden sich ähnliche Urteile für „Altengerechtes Woh-
nen“, „Alten- und Pflegeheime“ und „Ambulante Pflege- und Sozialdienste“ im lin-
ken unteren Feld. Ebenso liegen die Items mit familienpolitischem Bezug wie „Spiel-
plätze“ und „Kindergärten“ nah beieinander und werden ähnlich bewertet.

Familienbezogene Ausgabenbereiche
werden gebündelt und gleich bewertet

420-2-4

2

1

0

-1

-2

Die Stadt Stuttgart kann sich - genau wie ein Privathaushalt - nicht alles gleichzeitig leisten. Meistens muss man, wenn man für eine
Aufgabe mehr Geld ausgeben will, an anderer Stelle einsparen.

Ortskernsanierung

Sauberkeit
Wirtschaftsförderung

Videoüberwachung

Schutz Kriminalität

Alten- u. Pflegeheime

Altenger. Wohnen

Amb. Pflege- u. Sozialdienste

Bekämpf. Jugendkrimin.Zustand Straßen

Ausbau Straßen

Schwimmbäder,
Sportanlagen

Begegnungsstätten
Stadtbezirk

Drogenbekämpfung

Wohnungsbau

Spielplätze

Altentreff

Barrierefrei Rollstuhlfahrer

Gesundheitsförderung

Umweltschutz

Förderung
Stadtbezirk

Grünanlagen

Schulen

Kindergärten

Integration ausl. Mitbürger

Sprachförd. ausl. Mitbürger

Öffentliche Verkehrsmittel

Bildungszentrum

Verkehrsberuhigtes
Wohngebiet

Ehrenamt

Stadtbibliothek

Theater, Museen, Kultur

Fahrradwege

Jugendtreff

Müllbeseitigung

Abbildung 6: Einsparungen und Mehrausgaben 2005 (Multidimensionale Skalierung)

Landeshauptstadt Stuttgart, Statistisches Amt

Quelle: Bürgerumfrage 2005
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Die Urteile der Befragten werden unterschiedlicher, je größer der Abstand zwischen
zwei Punkten ist. Hier steht der Mehrausgabenwunsch in einem Bereich dem Ein-
sparurteil in einem anderen gegenüber. So gehen etwa Mehrausgabenwünsche für
Schulen oder Kindergärten mit Einsparurteilen beim Schutz vor Kriminalität oder der
Videoüberwachung einher. Die Streuung der Punkte im Raum verdeutlicht, dass Aus-
gabenbereiche gegeneinander aufgerechnet werden und die Befragten bei ihrer
Bewertung die Kosten für Mehrausgaben durchaus berücksichtigen. Diesem
„gegeneinander Aufrechnen“ der Bereiche unterliegen sowohl Wert- als auch Inte-
ressenorientierungen der Bürger. Wesentlich scheint dabei zu sein, ob man (poten-
zieller) Leistungsempfänger ist und einem Bereich eine hohe Wertschätzung entge-
genbringt.9

Fazit

Die Ergebnisse auf Basis der Bürgerumfrage spiegeln die insgesamt hohe Bedeutung,
die Familie und Kinder in der Stuttgarter Bevölkerung besitzen, wider. Diese zeigt
sich nicht nur am Stellenwert von Familien und Kindern in der Stadtgesellschaft, son-
dern auch in den als erforderlich erachteten Ausgaben für diesen Bereich. Die
Zuschreibung Familienfreundlichkeit wird von den Stuttgartern als überwiegend
zutreffend bezeichnet, wobei sich aber ein fast ebenso großer Anteil der Bürger nicht
klar positionieren kann. Gleichzeitig ist eine signifikante Verbesserung der Bewer-
tung Stuttgarts als familienfreundliche Stadt in den letzten Jahren festzustellen. Bei
der Betrachtung dieses gesamtstädtischen Meinungsbildes außen vor bleibt die Per-
spektive der Kinder und ihr alltägliches Erleben von Familien- und Kinderfreundlich-
keit, die sich sicherlich in der inhaltlichen Bedeutung und Bewertung zur erwachse-
nen Bevölkerung unterscheiden dürfte.

Mehrausgabenwünsche für Schulen
gehen mit Einsparurteilen beim Schutz
vor Kriminalität einher

Statistik und Informationsmanagement, Monatsheft 7/2006



196

Hauptbeiträge Statistik und Informationsmanagement, Monatsheft 7/2006

1 Die Bürgerumfrage ist als Personenstichprobe angelegt. Jeder Befragte beschreibt hierbei seine
eigene Lebenssituation. Mit den Angaben zum Geburtsjahr der Haushaltsmitglieder kann auf die
Haushaltsgröße und das Alter weiterer Haushaltsmitglieder geschlossen werden. Da keine Anga-
ben über die personalen Haushaltsstrukturen (Kind, Mutter, Vater usw.) vorliegen, wird bei den
Analysen ein Kind über das Geburtsjahr, – in diesem Fall vor 1990 – definiert. Als Kriterium für die
Altersabgrenzung von unter 15 Jahren gilt ein angenommener durch Eltern bzw. Institutionen zu
leistender höherer Betreuungsaufwand.

2 Eigene Berechnungen auf Basis der kumulierten „Allgemeinen Bevölkerungsumfrage der Sozialwis-
senschaften“ (ALLBUS) aus den Jahren 1980-2004 für Westdeutschland (gewichtete Daten). Der
gleiche Fragenkomplex zur Wichtigkeit der einzelnen Lebensbereiche wurde von 1980 bis 1998
auf einer 7-stufigen Skala von sehr wichtig bis unwichtig im ALLBUS erhoben. Zum Vergleich mit
der Stuttgarter Bürgerumfrage wurden die Anteilswerte der 7er-Skala von 5 bis 7 zusammenge-
fasst. Die ALLBUS-Daten sind beim Zentralarchiv für Empirische Sozialforschung (Köln) erhältlich.

3 Als zwei wesentliche Kennzeichen einer kinderfreundlichen Gesellschaft werden nach einer bun-
desdeutschen Online-Befragung ein ausreichendes Betreuungsangebot und flexible Arbeitszeitmo-
delle für Erziehende angesehen (vgl. Perspektive-Deutschland (2004): Projektbericht Perspektive
Deutschland 2003/2004. S. 63-64).

4 Vgl. Amt für Bürgerservice und Informationsverarbeitung (Hrsg.): Bürgerumfrage 2003 in Freiburg.
Beiträge zur Statistik der Stadt Freiburg im Breisgau, 2005, S. 2*.

5 Der Mittelwertsunterschied ist signifikant auf dem 5%-Niveau.

6 Folgt man der Gliederung wohlfahrtsstaatlicher Einstellungen, dann reflektiert die Frage nach den
öffentlichen Haushaltsausgaben die Bewertung der Ziele des Wohlfahrtsstaates. Mit Zielen ist
dabei die Erwünschtheit staatlichen Handelns bei den Bürgern gemeint. Die Stärke der Erwünscht-
heit staatlichen Handelns wird dann an der Bewertung der Leistungshöhe für verschiedene Berei-
che gemessen (vgl. Roller, E. (1992): Einstellungen der Bürger zum Wohlfahrtsstaat der Bundesre-
publik Deutschland. Opladen).

7 Bezeichnungen der Dimensionen nach Ergebnissen der Faktorenanalyse (Hauptkomponentenana-
lyse, Varimax-Rotation). Nur Werte über 0.50 werden als die Dimension bestimmend interpretiert.
Zahlen in Klammern bezeichnen die Faktorladungen: Kriminalität und öffentliche Sicherheit:
Schutz vor Kriminalität und öffentliche Sicherheit (.748), Bekämpfung der Jugendkriminalität
(.746), Drogenbekämpfung (.728), Videoüberwachung in Stadtbahn (.578). Ältere Menschen:
Altengerechtes Wohnen (.822), Alten- und Pflegeheime (.798), Ambulante Pflege- und Sozial-
dienste (.735), Treffpunkte/Beratungsstellen für Ältere (.572), Barrierefreie Wege/Zugänge für Roll-
stuhlfahrer (.292). Familien und Kinder: Spielplätze (.707), Kindergärten und Kindertagheime
(.669), Allgemeinbildende Schulen und Berufsschulen (.595), Schwimmbäder/Sportanlagen (.521),
Treffpunkte für die Jugend (.493). Öffentliche Ordnung und Umwelt: Müllbeseitigung (.725), Sau-
berkeit in der Stadt (.679), Parks und Grünanlagen (.543), Umweltschutz (.438), Gesundheitsförde-
rung (.348). Stadtbezirke: Stärkung und Förderung der Stadtbezirke (.632), Förderung des Ehren-
amts (.603), Begegnungsstätten in den Stadtbezirken für alle (.494), Ortskernsanierung (.469),
Verkehrsberuhigung in Wohngebieten (.376). Ausländer: Integration ausländischer Mitbürger
(.898), Sprachförderung für ausländische Mitbürger (.891). Bildung und Kultur: Stadtbibliothek
(.759), Theater, Museen, kulturelle Veranstaltungen (.661), Bildungszentrum (Volkshochschule)
(.648). Straßenverkehr: Ausbau des Straßennetzes/ Straßenneubau (.746), Zustand der Straßen
(Straßenunterhaltung) (.702). Öffentlicher Nahverkehr und Fahrrad: Öffentliche Verkehrsmittel
(.731), Ausbau des Fahrradwegenetzes (.646). Wohnen: Wohnungsbau (.761), Wirtschaftsförde-
rung (.359).

8 Die räumliche Analyse wurde mit Hilfe einer Multidimensionalen Skalierung (MDS) durchgeführt,
der eine transformierte Korrelationsmatrix zugrunde liegt: Die Korrelationsmatrix basiert auf dem
Pearsonschen Korrelationskoeffizient (r). Ein positiver Korrelationskoeffizient r weist auf einen
Zusammenhang der Art hin, dass eine Forderung nach mehr Geld ausgeben (Geld einsparen) in
einem Bereich, mit der Forderung nach mehr Geld ausgeben (Geld einsparen) in einem anderen
Bereich einhergeht. Ein negativer Wert von r bedeutet, dass mehr Geld ausgeben (Geld einsparen)
in einem Bereich mit Geld einsparen (mehr Geld ausgeben) einhergeht. Wenn r gegen Null ten-
diert, besteht kein Zusammenhang zwischen den Bereichen. Die Korrelationskoeffizienten wurden
in Distanzwerte transformiert (1-r), so dass große negative Korrelationen große Distanzen bedeu-
ten. Positive Korrelationen erhalten Werte zwischen 0 und 1, negative Korrelationen erhalten
Werte zwischen 1 und 2. Der MDS liegt als Skalierungsmodell der Euklidische Abstand zugrunde.
Aus der Analyse ausgeschlossen sind Befragte, die „weiß nicht“ angegeben haben.

9 Vgl. Lengerer, A. (2004): Zur Akzeptanz von Familienpolitik. Zeitschrift für Bevölkerungswissen-
schaft, 29, 3-4/2004, 387-420.
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